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Lastkraftwagen (Lkw) sind das meistgenutzte Transportmittel für Güter in Deutschland. Arbeit­
geberverbände beklagen, dass es in Deutschland derzeit an 45.000 bis 80.000 Berufskraftfahrer*innen 
fehle. Seit September 2019 ist die Berufsgruppe „Berufskraftfahrer (Güterverkehr/Lkw)“ deswegen 
in einer Positivliste aufgeführt, die eine Zuwanderung von Fachkräften aus Staaten erleichtert, die 
nicht zur Europäischen Union (EU) gehören.1 Nicht zuletzt aufgrund der Versorgungskrise in Groß­
britannien im Oktober 2021 wurde auch hierzulande vermehrt über die Arbeitsbedingungen von  
Lkw-Fahrer*innen diskutiert. Allerdings hat die Debatte bislang nicht dazu geführt, dass die Arbeits­
bedingungen verbessert und die Löhne erhöht worden wären.

ANNA WEIRICH  |  MICHAEL WAHL

verwieglebda
Ausschussstempel_5
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1. 	GESCHÄFTSMODELL IM  
INTERNATIONALEN  
STRASSENTRANSPORT

Im internationalen Straßentransport werden Auf­
träge in aller Regel an Subunternehmer vergeben.2 

Die Subunternehmerketten bestehen meist aus den 
Firmen, die etwas versenden oder ordern (Produ­
zent/Sender einer Ware) und für die Organisation 
des Transports Speditionen beauftragen (General­
unternehmer). Letztere wiederum beauftragen 
einen Auftragnehmer mit der Durchführung des 
Transportes (Frachtführer). Er stellt in der Regel die 
Zugmaschinen und ist der Arbeitgeber der Lkw- 
Fahrer*innen. Die benannten Akteure können ihre 
Unternehmenssitze in verschiedenen Ländern 
haben. Am Ende der Kette kann ein deutscher 
Frachtführer als Arbeitgeber stehen. Häufig sind die 
Auftragnehmer aber im EU-Ausland niedergelassene 
Frachtführer, die mit ihren Zugmaschinen und ihrem 
Personal Transporte im Rahmen der Dienstleistungs­
freiheit in anderen Ländern der EU durchführen.

Verantwortlich für dieses Geschäftsmodell sind 
nicht nur Firmen aus Osteuropa. Westeuropäische 
Firmen haben dieses System mit geschaffen: Entwe­
der sie vergeben als Generalunternehmer Aufträge 
an Frachtführer mit Niederlassungen in osteuropäi­

schen Ländern oder sie gründen dort selbst Filialen. 
Bei Letzteren handelt es sich nicht selten um Brief­
kastenfirmen. In ihren westeuropäischen Filialen 
wickeln sie dann oft nur noch nationale Transporte 
ab, internationale Transporte organisieren sie hinge­
gen über ihre osteuropäischen Filialen.

2. 	MOBILE BESCHÄFTIGTE 
	 IM INTERNATIONALEN 
	 STRASSENVERKEHR
Die Vereinzelung der Beschäftigten im Transport­
gewerbe, die mangelnde gewerkschaftliche Orga­
nisierung und die mit der grenzüberscheitenden 
Tätigkeit einhergehende Rechtsunsicherheit führen 
dazu, dass Fahrer*innen gegenüber den Arbeitge­
bern eine schwache Verhandlungsposition in Bezug 
auf ihre Arbeitsbedingungen haben.

Faire Mobilität unterscheidet in der Praxis zwischen 
drei Gruppen von Fahrer*innen:

1. 	 Fahrer*innen, die Staatsangehörige eines ost­
europäischen EU-Staates sind und über einen 
Arbeitsvertrag mit einem in Deutschland ansäs­
sigen Frachtführer verfügen.

2. 	 Fahrer*innen, die Staatsangehörige eines ost­
europäischen EU-Staates sind und über einen 
Arbeitsvertrag mit einem Frachtführer aus einem 
osteuropäischen EU-Staat verfügen.

3. 	 Fahrer*innen, die Staatsangehörige eines Staates 
außerhalb der EU sind und über einen Arbeits­
vertrag mit einem Frachtführer aus einem ost­
europäischen EU-Staat verfügen.

Für die erste genannte Gruppe liegen Daten der 
Unternehmensstatistik des Bundesamts für Güter­
verkehr (BAG) aus dem Jahr 2020 vor: Demnach 
betrieben Ende Oktober 2020 insgesamt 46.902 
Unternehmen gewerblichen Güterkraftverkehr mit 
Zulassung in Deutschland.3 Die meisten von ihnen 
hatten ihren Sitz in Bayern und Nordrhein-Westfalen. 
Etwa 395.000 Lkws und Sattelzugmaschinen waren 

DIE VEREINZELUNG DER BESCHÄFTIGTEN IM TRANSPORTGEWERBE, DIE MANGELNDE  
GEWERKSCHAFTLICHE ORGANISIERUNG UND DIE MIT DER GRENZÜBERSCHEITENDEN TÄTIGKEIT  
EINHERGEHENDE RECHTSUNSICHERHEIT FÜHREN DAZU, DASS FAHRER*INNEN GEGENÜBER  
DEN ARBEITGEBERN EINE SCHWACHE VERHANDLUNGSPOSITION IN BEZUG AUF IHRE ARBEITS­
BEDINGUNGEN HABEN.
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zu diesem Zeitpunkt in Deutschland zugelassen. Das 
BAG verzeichnete zum Jahresende 2020 insgesamt 
563.921 in Deutschland sozialversicherungspflichtig 
beschäftigte Berufskraftfahrer*innen, nur zwei Pro­
zent davon waren Frauen. Der Anteil von Fachkräf­
ten mit einer ausländischen Staatsbürgerschaft, die 
im Rahmen der „Arbeitnehmerfreizügigkeit“ einen 
Arbeitsvertrag in Deutschland abschließen, wächst 
kontinuierlich – im Jahr 2020 erhöhte er sich auf 
rund 24,3 Prozent der Gesamtzahl der sozialversiche­
rungspflichtig beschäftigten Berufskraftfahrer*in­
nen im Güterverkehr. Die häufigste Staatszugehörig­
keit war hierbei Polen, gefolgt von Rumänien, Bulga­
rien, Kroatien, Tschechien und Ungarn.4

Die Beschäftigten aus der zweiten und dritten 
Gruppe sind im Ausland angestellt. Während die 
Zugmaschinen oft osteuropäische Kennzeichen 
(von Frachtführern aus Litauen, Polen, Bulgarien, 
Rumänien, Slowenien usw.) haben, sind die Auflie­
ger mit der Fracht meist in Deutschland zugelassen. 
Osteuropäische Trucks mit Fahrer*innen osteuropä­
ischer Staatsbürgerschaft transportieren also Fracht 
im Auftrag großer Logistikfirmen aus Deutschland, 
Frankreich oder Belgien: und dies bei schlechter 
Bezahlung, unbezahlten Überstunden und hohem 
Zeitdruck. Über diese Gruppen sind nur wenige 
Daten verfügbar.

Nach Angaben des BAG wurden im Jahr 2020 ca. 
40,3 Milliarden Mautkilometer mit Lkws in und durch 

das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland gefah­
ren und davon etwa 16,2 Milliarden Mautkilometer 
(40,2 Prozent) mit im Ausland zugelassenen Trucks, 
die im Rahmen der „Dienstleistungsfreiheit“ Güter in 
der gesamten EU transportieren können. Die meis­
ten Mautkilometer wurden von Lkws mit polnischer 
Zulassung gefahren (16,3 Prozent), gefolgt von Lkws 
mit Zulassung in Tschechien (3,3 Prozent), Rumänien 
(3,1 Prozent), Litauen (2,8 Prozent), Niederlande (2,5 
Prozent), Ungarn (1,6 Prozent), Bulgarien (1,4 Pro­
zent) sowie Slowenien und Slowakei (je 1,3 Prozent). 
Diese statistischen Angaben lassen nur Aussagen 

darüber zu, wo die in Deutschland aktiven Frachtfüh­
rer ihren Unternehmenssitz haben. Über Herkunft 
der eingesetzten Lkw-Fahrer*innen geben andere 
Daten Auskunft: Menschen mit einem Führerschein, 
der außerhalb der EU ausgestellt wurde, brauchen 
eine sogenannte Fahrerlaubnis.5 Entsprechende Sta­
tistiken zeigen erstens, dass sich die Anzahl dieser 
Fahrerlaubnisse in der EU insgesamt zwischen 2012 
und 2020 verfünffacht hat.6 Zweitens hat der prozen­
tuale Anteil der Fahrerlaubnisse, die in EU-13-Staa­
ten ausgestellt wurden – also in den Staaten, die 
seit 2004 der EU beigetreten sind –, zugenommen 
gegenüber dem, der in EU-15-Staaten ausgefertig­
ten Fahrerlaubnisse. Ende 2020 waren 228.054 Fahr­
erlaubnisse im Umlauf, 170.572 davon wurden allein 
in Polen und Lettland erteilt. Insgesamt wurden 
89,51 Prozent der 2020 im Umlauf befindlichen Fah­
rerlaubnisse in den EU-13-Staaten ausgestellt, 2012 
waren es erst 42,07 Prozent.

Diese Zahlen bestätigen die Beobachtungen von 
Faire Mobilität, anderen Beratungsstellen und 
Gewerkschaften: Die dritte Gruppe von Fahrer*in­
nen – Staatsangehörige eines Staates außerhalb der 
EU, mit Arbeitsvertrag in einem osteuropäischen 
EU-Staat – wird stetig größer.7 Ihre Abhängigkeiten 
von den Unternehmen sind noch einmal höher als 
jene der anderen Beschäftigungsgruppen, da mit 
dem Arbeitsverhältnis auch ihr Aufenthaltsstatus im 
Schengen-Raum verknüpft ist. Werden sie entlassen, 
müssen sie den Schengen-Raum verlassen.

Deutlich wird insgesamt eine geographische Ver­
schiebung von Arbeitskräften, die in einem Staat 
ihren familiären Lebensmittelpunkt haben, in einem 
anderen Staat angestellt werden und in häufig noch 
weiter entfernten Ländern Transporte fahren. Hier­
durch steigt der Lohndruck, und Menschen unter­
schiedlicher Herkunft, die in verschiedenen prekären 
Konstellationen beschäftigt sind, werden gegenein­
ander ausgespielt.

NACH ANGABEN DES BAG WURDEN IM JAHR 2020 CA. 40,3 MILLIARDEN MAUTKILOMETER MIT  
LKWS IN UND DURCH DAS GEBIET DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND GEFAHREN UND  
DAVON ETWA 16,2 MILLIARDEN MAUTKILOMETER (40,2 PROZENT) MIT IM AUSLAND ZUGELASSE­
NEN TRUCKS, DIE IM RAHMEN DER „DIENSTLEISTUNGSFREIHEIT“ GÜTER IN DER GESAMTEN EU  
TRANSPORTIEREN KÖNNEN.
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3. 	LEBENS- UND ARBEITSVERHÄLTNISSE 
IM INTERNATIONALEN STRASSEN­
TRANSPORT

In den Wochen ihrer Arbeitseinsätze leben Berufs­
kraftfahrer*innen, die im internationalen Straßen­
transport tätig sind, ausschließlich in ihren Fahr­
zeugen. Kosten für die Bezahlung von Parkplätzen, 
Benutzung von Toiletten, Duschen oder Unterkunft 
auf Rastplätzen werden in aller Regel von den 
Arbeitgebern nicht übernommen oder als Teil der 
Vergütung behandelt (g  3.2 Dienstleistungsfreiheit: 
Das „Spesenmodell“). Spesen stehen somit für den 
eigentlichen Zweck – Bezahlung von Verpflegung 
und Unterkunft während der Touren – nicht zur Ver­
fügung. Unter anderem deswegen muss auch die 
Verpflegung selbst organisiert werden: Zum alltäg­
lichen Bild auf dem Rastplatz gehören Gaskocher, 
auf denen Fahrer*innen in- oder neben ihren Lkws 
kochen, Wasserkanister zum Waschen und Spülen 
und in die Klappen der Zugmaschinen gespannte 
Wäscheleinen.

Die auf den Rastplätzen vorhandene Infrastruktur 
ist nicht nur zahlungspflichtig, sondern oftmals der 
großen Zahl an Lkws und ihren Fahrer*innen auch 
nicht gewachsen: der Bundesverband Güterkraft­
verkehr, Logistik und Entsorgung (BGL) schätzt, dass 
bundesweit aktuell 35.000 bis 40.000 Lkw-Parkplätze 
entlang der Autobahnen fehlen.8 Für die Fahrer*in­

nen bedeutet das am Ende eines anstrengenden 
Arbeitstages häufig eine nervenaufreibende Park­
platzsuche, bei der sie Gefahr laufen, ihre Lenkzeit zu 
überschreiten.

An ihren Heimatort kehren insbesondere Fahrer*in­
nen aus weiter entfernten Ländern nur alle paar 
Wochen oder Monate zurück. Ihre Melde- und Post­
adresse ist dort, oder alternativ am Unternehmens­
sitz des Arbeitgebers. Dies erschwert schriftliche 
Korrespondenz mit Behörden und Versicherungen, 
aber auch mit Beratungsstellen, Gewerkschaften 
und Anwält*innen. Da es für Lkw-Fahrer*innen fast 
unmöglich ist, persönlich in die Beratungsstellen zu 
kommen, muss Beratung telefonisch oder auf Rast­
plätzen während ihrer Pausen erfolgen.

Es ist noch zu früh, um abzuschätzen, ob die neuen 
europäischen Bestimmungen (g 5. EU-Recht) hie­
ran in der Praxis etwas ändern werden. Seit Feb­
ruar 2022 sind Frachtführer verpflichtet, ihre Lkws 
alle acht Wochen zum Unternehmenssitz fahren zu 
lassen. Aus Unternehmenssicht besteht somit das 
Risiko einer Leerfahrt, wenn kein Frachtauftrag für 
die Rückfahrt gefunden wird. Einige Frachtführer 
vermeiden solche Leerfahrten, indem sie die Zugma­
schinen (illegal) dauerhaft in Westeuropa belassen. 
Es ist immer wieder zu beobachten, dass Fahrer*in­
nen direkt auf Parkplätzen in Westeuropa durch 
andere Fahrer*innen ersetzt und mit Minibussen in 
ihre Herkunftsländer transportiert werden.



FA
IR

E  
M

OB
IL

IT
ÄT

IN
FO

RM
AT

IO
NE

N 
ZU

R 
BR

AN
CH

E  
»I

NT
ER

NA
TI

ON
AL

ER
 ST

RA
SS

EN
TR

AN
SP

OR
T«

5

Weitere häufige Probleme:9

•	 Fahrer*innen werden gezwungen, Verträge zu 
unterzeichnen, die in Sprachen abgefasst sind, 
die sie nicht verstehen.

•	 Wenn Fahrer*innen kündigen oder gekündigt 
werden, wird der letzte Lohn nicht gezahlt.

•	 Arbeitgeber behandeln Krankheitszeiten als 
unbezahlten Urlaub.

•	 Arbeitgeber ordnen einseitig Urlaub an: Dies 
geschieht insbesondere bei Fahrenden, die im 
3/1-Rhythmus arbeiten, die also drei Wochen 
Transporte fahren und dann eine Woche frei 
haben, die sie in der Regel an ihrem Heimatort 
verbringen. Solche im Straßentransport weitver­
breitete Arbeitszeitmodelle sind vertraglich häu­
fig nicht klar geregelt. In der Praxis ziehen Arbeit­
geber für freie Wochen oft einzelne Urlaubstage 
ab, sodass die Fahr*innen keinen zusammenhän­
genden Erholungsurlaub mehr nehmen können.

•	 Fahrende werden zu falscher Arbeitszeitdoku-
mentation gezwungen, um undokumentiert 
Überstunden zu leisten, die oft nicht bezahlt 
werden.

•	 Den Fahrer*innen werden falsche Papiere ausge-
händigt, um die Behörden über ihren Beschäfti-
gungsstatus, ihre Löhne und die Einhaltung der 

Lenk- und Ruhezeiten zu täuschen. Sie werden 
teils sogar angewiesen, dahingehende Fragen 
unwahr zu beantworten.

•	 Im Falle von Kontrollen durch die BAG müssen 
Fahrer*innen Strafen für die Überschreitung von 
Lenkzeiten, Unterschreitung von Ruhezeiten und 
andere Ordnungswidrigkeiten bezahlen, auch 
wenn sie zu diesen Verstößen gezwungen wur­
den. Die Speditionen übernehmen diese Kosten 
in der Regel nicht.10

•	 Fahrer*innen, die sich über Gesundheits- und 
Sicherheitsprobleme, die Bezahlung oder sons­
tige Missstände beschweren, werden gekündigt 
– einige Fahrer*innen berichten, dass Gewalt 
und Geldstrafen angedroht werden.

•	 Transporte mit Fahrzeugen unter 3,5 Tonnen 
Gesamtgewicht sind deutlich weniger reguliert, 
denn sie müssen (noch) nicht über einen Tacho­
graphen verfügen.11 Sie werden deswegen zur 
Umgehung der digitalen Aufzeichnungspflich­
ten, der vorgeschriebenen Ruhezeiten und der 
Kabotage-Einschränkungen genutzt.

•	 Vereinzelt kommt es dazu, dass Fahrer*innen zur 
(Schein-)Selbständigkeit gedrängt werden.12

•	 Überlange Arbeits- und Bereitschaftszeiten füh­
ren zur Übermüdung und gefährden die Ver­
kehrssicherheit.13
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3.1 	 ARBEITNEHMERFREIZÜGIGKEIT:  

DEUTSCHE ARBEITSVERTRÄGE

An die Beratungsstellen von Faire Mobilität wen­
den sich in erster Linie Fahrer*innen mit deutschen 
Arbeitsverträgen. Unternehmen mit Sitz in Westeu­
ropa stellten in den vergangenen Jahren vermehrt 
Fahrer*innen aus osteuropäischen Ländern ein  
(g 2. Mobile Beschäftigte im internationalen  
Straßentransport), häufig zu schlechteren Arbeits- 
und Entlohnungsbedingungen als Fahrer*innen, 
die schon länger über einen Vertrag bei einem west­
europäischen Unternehmen verfügen.

In der Praxis scheint es in der Branche sehr ver­
breitet zu sein, dass anfallende Überstunden nicht 
oder nur teilweise bezahlt werden und dadurch 
der Mindestlohn de facto unterschritten wird. Die  
meisten Fahrer*innen mit Arbeitgebern aus Deutsch­
land geben in der Beratung an, überwiegend Trans­
porte innerhalb Deutschlands zu fahren. Die inter­
nationalen Touren werden hingegen vor allem von 
ausländischen Subunternehmern übernommen. Der 
Hintergrund hierfür ist: Ausländische Frachtführer 
dürfen aufgrund der Kabotageregelung pro Lkw und 
Woche nur drei Transporte innerhalb Deutschlands 
fahren, danach müssen sie das Land für mindestens 
vier Tage verlassen. Da die mit dem Lkw gefahrenen 
Strecken bei nationalen Transporten tendenziell 
kürzer sind, fallen für die Fahrer*innen deutscher 
Unternehmer proportional häufiger Be- und Ent­
ladetätigkeiten an. Viele der Ratsuchenden berich­
ten von massivem Druck durch die Arbeitgeber, 
genau diese häufig anfallenden Lade- oder Warte­
zeiten an den Laderampen als Pausenzeiten statt  
„sonstige Arbeitszeiten“ zu erfassen. Die meisten dieser  
Manipulationsanweisungen würden nach Auskunft 
der Fahrer*innen per Telefon vorgenommen und 
sind daher schwierig nachzuweisen. Durch diese 
Praxis wird der gesetzliche Mindestlohn sehr häufig 
unterschritten.

Deutsche Arbeitgeber können zusätzlich zum Lohn 
steuerfreie Spesen und eine Übernachtungspauschale 
zahlen. Bei Touren in Deutschland sind das bis zu:

•	 14 Euro pro Tag bei Abwesenheit vom Betriebs­
sitz über acht Stunden;

•	 28 Euro pro Tag bei 24-stündiger Abwesenheit;

•	 8 Euro pro Nacht, die im Lkw geschlafen werden 
muss.

Nach unserer Kenntnis, erhalten Fahrer*innen jedoch 
nur in wenigen Fällen die vollen Spesensätze.

Einige der Fahrer*innen verlegen ihren Wohnsitz 
nach Deutschland, die meisten sind Grenzgänger*in­
nen: Als Grenzgänger*innen kehren sie regelmäßig 
an ihre Wohnorte im Ausland zurück und verbringen 
dort ihre längeren Ruhezeiten. Hierdurch entsteht 
vor allem bei der Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses ein Problem: Viele Fahrer*innen melden sich 
zwar weiterhin in Deutschland arbeitssuchend,  
stünden aber nicht „den Vermittlungsbemühungen 
der Agentur für Arbeit zur Verfügung“,14 da sie sich 
im Herkunftsland aufhalten. Somit haben sie trotz 
teils jahrelangem Einzahlen in die deutschen Sozial­
versicherungssysteme keinen Anspruch auf Arbeits­
losengeld (ALG) I.

3.2 	 DIENSTLEISTUNGSFREIHEIT: DAS „SPESENMODELL“

Fahrer*innen aus der zweiten und dritten oben  
definierten Gruppe, die für osteuropäische Fracht­
führer in Deutschland fahren, tun dies im Rahmen  
der Dienstleistungsfreiheit und gelten unter  
bestimmten Bedingungen als entsandte Beschäftigte  
(g 3.4 Neue Entsenderegeln).

Die Auftraggeber machen sich hierbei das Lohn­
gefälle in Europa zunutze, da die eingesetzten  
Fahrer*innen in aller Regel nach den Löhnen der  
Herkunftsländer bezahlt werden.15 Weil viele der  
Fahrenden in einem Großteil ihrer Arbeitszei­
ten Transporte in Westeuropa für dort ansässige  
Generalunternehmer durchführen, stehen ihnen 
– gemäß Mindestlohngesetz und Entsendericht­
linie – eigentlich die höheren Mindestlöhne der 
jeweiligen Einsatzländer zu. Diese erhalten sie nach 
unserer Beobachtung allerdings nicht. Die über­
wiegende Anzahl der Fahrer*innen berichten, dass 
die Logistikunternehmen den Mindestlohn der Ein­
satzländer umgehen, indem sie Spesenzahlungen 
darauf anrechnen.16 Spesen-Zahlungen sind zweck­
gebunden. Aus diesem Grund dürfen sie nicht 
mit dem Bruttomindestlohn verrechnet werden.  
Dessen ungeachtet wird dies von zahlreichen in ost­
europäischen Ländern angesiedelten Abrechnungs­
büros empfohlen,17 die damit kalkulieren, dass diese 
Verrechnungspraxis vom Zoll in Deutschland bei 
Kontrollen nicht bemängelt wird. Ihren Anspruch 
auf den deutschen Mindestlohn können die  
Fahrer*innen in der Realität nur durchsetzen, wenn 
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sie ihn rückwirkend vor Gericht einfordern – was 
meist gleichbedeutend mit dem Verlust des Jobs ist.

Durch das Spesenmodell sparen Unternehmen Steu­
ern und sie zahlen für diese Anstellungsverhältnisse 
nur geringe Sozialversicherungsbeiträge. Die Fah­
rer*innen erhalten bei Krankheit nur einen Bruchteil 
der monatlichen Vergütung, da Lohnfortzahlung 
nur auf Niveau des osteuropäischen Mindestlohnes 
gezahlt wird und sie in diesen Zeiten auch keinen 
Anspruch auf Spesen haben. Im Durchschnitt zahlt 
ein Unternehmer für einen Fahrer mit osteuropäi­
schem Vertrag pro Jahr ca. 5.000 Euro weniger als für 
einen Fahrer, der in Deutschland den Mindestlohn 
ausgezahlt bekommt.18

3.3 	 SPEZIFISCHE PROBLEME BESCHÄFTIGTER  

AUS NICHT-EU-STAATEN

Weil immer mehr EU-Bürger*innen mit ost­
europäischer Staatsbürgerschaft in Deutschland 
(und anderen westeuropäischen Ländern) als 
Lkw-Fahrende arbeiten, wird es auch in den ost­
europäischen EU-Staaten für die dort zugelassenen 
Unternehmen schwieriger, Fahrer*innen zu den 
beschriebenen schlechten Bedingungen zu finden. 
Folglich steigt die Anzahl von Arbeitskräften, die 
aus Nicht-EU-Staaten (sogenannten Drittstaaten) 
kommen. Sie werden vor allem in Belarus, Ukraine, 
Moldau, Georgien, Serbien, Bosnien oder sogar in 
den Philippinen rekrutiert.19 Diese Fahrer*innen  
werden noch schlechter vergütet als ihre Kolleg*in­
nen mit Pässen aus osteuropäischen EU-Ländern.  
Im Rahmen der Dienstleistungsfreiheit können  
Drittstaatsangehörige auch in andere EU-Staaten 
entsandt werden, wofür sie oftmals ein spezielles 
Visum benötigen.20 Die Transportunternehmen 
umgehen häufig diese Regelung und lassen die  
Fahrer*innen ohne Beantragung von zusätzli­
chen Visa fahren. Im Fall von Kontrollen tragen die  

Fahrer*innen hierfür die Konsequenzen und  
können ernsthafte Schwierigkeiten bekommen: 
Einige Fälle sind bekannt, in denen Fahrer*innen 
sogar den Schengen-Raum verlassen mussten und 
Sperren für die erneute Einreise fürchten müssen.

3.4 	 NEUE ENTSENDEREGELN:  

DIE BEDEUTUNG DES ARBEITSORTES

Die Entsenderichtlinie der EU und ihre nationale 
Umsetzung in deutsches Recht (Arbeitnehmer­
entsendegesetz) sorgt dafür, dass ein*e nach 
Deutschland entsandte*r Beschäftigte*r wenigstens  
den in Deutschland gültigen Mindestlohn oder  
Branchenmindestlohn erhält und Mindestschutz­
rechte bezüglich der Arbeitsbedingungen bean­
spruchen kann, so wie andere Beschäftigte in 
Deutschland auch. Gilt in der Branche ein allge­
meinverbindlicher Tarifvertrag, ist dieser auch für  
entsandte Beschäftigte gültig. Trotzdem sind 
Arbeitsbedingungen und Entlohnung in Branchen 
mit einem hohen Anteil entsandter Beschäftigter oft 
miserabel – so auch im europäischen Straßentrans­
port. Der minimale Schutz der Entsenderichtlinie 
greift für Lkw-Fahrer*innen in der Praxis bisher kaum.

Die zentrale juristische Frage ist, wann eine Ent­
sendung im Sinne der EU-Richtlinie vorliegt. Eine 
Reihe von Rechtsakten und Gerichtsurteilen aus 
den letzten Jahren liefern hierzu einige Kriterien.21 
Auch die Regelungen des im Februar 2022 in Kraft 
getretenen Mobilitätspakets (g 5. EU-Recht) legen 
spezielle Kriterien für Entsendungen von Lkw- und 
Busfahrer*innen fest.22

Diese neuen Entsenderegeln unterscheiden  
zwischen vier Transportarten, von denen zwei als 
Entsendung gelten und zwei nicht. Entscheidendes 
Kriterium ist dabei der „ausreichende Bezug zum 
Hoheitsgebiet des Aufnahmemitgliedstaat“:

DIE TRANSPORTUNTERNEHMEN UMGEHEN HÄUFIG DIESE REGELUNG UND  
LASSEN DIE FAHRER*INNEN OHNE BEANTRAGUNG VON ZUSÄTZLICHEN VISA  
FAHREN. IM FALL VON KONTROLLEN TRAGEN DIE FAHRER*INNEN HIERFÜR  
DIE KONSEQUENZEN UND KÖNNEN ERNSTHAFTE SCHWIERIGKEITEN BEKOMMEN.
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Aktuell beobachtet Faire Mobilität, welche Auswir­
kungen diese Neureglungen haben. Bisher können 
drei Tendenzen festgestellt werden:

1.	 In der Praxis sind die Regelungen recht kompli­
ziert zu überblicken, da im Alltagsgeschäft der 
Frachtführer die vier verschiedenen Transportar­
ten meist in Kombination stattfinden. So kommt 
es dazu, dass häufig Teile eines mehrwöchigen 
Arbeitseinsatzes der Lkw-Fahrer*innen als Ent­
sendung gelten und andere Teile nicht. Auch 
können im Falle von bilateralen Transporten 
zusätzliche Be- und Entladungen erfolgen, die in 
begrenzter Anzahl ebenfalls von der Entsendung 
ausgenommen sind.23

2.	 Aktuell stockt die Umsetzung dieser Regeln in 
das nationale Recht der derzeit 27 EU-Mitglieds­
staaten, auch in Deutschland. Es fehlt somit an 
Rechtssicherheit.

3.	 Liegt eine Entsendung eines Lkw-Fahrers vor, 
gelten auch für ihn die Mindestschutzstandards 
des Arbeitnehmerentsendegesetzes (AEntG), 
welches klarstellt, dass Spesen nicht auf Mindest­
löhne angerechnet werden dürfen.24 Beobach­
tungen zeigen, dass einige Arbeitgeberverbände 
aus Osteuropa nach dieser Klarstellung tatsäch­
lich akzeptiert haben, dass sie für entsendete 
Lkw-Fahrer*innen den Mindestlohn der Einsat­
zorte zahlen müssen. Auch einige entsandte 
Fahrer*innen berichten, dass sie seitdem nicht 
mehr nach dem Spesenmodell vergütet werden, 
sondern den gesetzlichen Mindestlohn erhalten. 

Sie berichten gleichzeitig, nun ihren Spesenan­
spruch verloren zu haben. Das führe dazu, dass 
ihnen am Ende des Monats sogar weniger Geld 
zur Verfügung stehe als zuvor.

4.	 BETRIEBLICHE UND  
GEWERKSCHAFTLICHE SITUATION

4.1 AUSHANDLUNG VON TARIFVERTRÄGEN (TV)

In Deutschland gibt es für Berufskraftfahrer*innen 
keinen allgemeinverbindlichen Tarifvertrag. Dem­
entsprechend gibt es auch keine branchenspezifi­
schen Mindeststandards, die auf Basis des Arbeit­
nehmerentsendegesetzes auf entsandte Beschäf­
tigte ausgeweitet werden könnten.

Es gibt zwar in fast allen Bundesländern – außer in 
Mecklenburg-Vorpommern und Bremen – Flächen­
tarifverträge für den Bereich Spedition, allerdings 
gelten diese nur für wenige Unternehmen. Daneben 
gibt es einige Haustarifverträge in einzelnen Groß­
betrieben, in denen die Vereinigte Dienstleistungs­
gewerkschaft (ver.di) einen relativ hohen Organi­
sationsgrad hat. Insgesamt fallen weniger als 20 
Prozent der Arbeitnehmer*innen im Straßengüter­
verkehr unter eine tarifvertragliche Vereinbarung.25 
Die regionalen Tarifverträge sehen für Fahrer*innen 
Bruttolöhne zwischen 2.100 Euro und 3.500 Euro vor. 
Je höher der gewerkschaftliche Organisationsgrad 
und je besser die wirtschaftliche Situation in einem 
Bundesland, umso besser fallen Tarifabschlüsse 
für die Beschäftigten aus.26 So ergab eine Studie 
aus dem Jahr 2014, dass Berufskraftfahrer*innen in 

Entsendung Keine Entsendung

Kabotage
(Nicht bilaterale) 
grenzüberschreitende 
Beförderungen

Bilaterale internatio-
nale Transporte

Transitverkehr

Fracht wird im selben 
Mitgliedstaat (der nicht 
der Niederlassungsstaat 
des Frachtführers ist) 
beladen und entladen. 

Fracht wird zwischen 
zwei Mitgliedsstaaten 
befördert, von denen 
keiner der Niederlas­
sungsstaat des Fracht­
führers ist.

Fracht wird im  
Niederlassungsstaat des 
Frachtführers geladen 
und auf direktem Wege 
in einen anderen Staat 
gebracht (oder um- 
gekehrt). 

Durchquerung eines 
oder mehrerer Mitglied­
staaten, von denen  
keiner der Niederlas­
sungsstaat des Fracht­
führers ist, ohne  
Be- oder Entladung.
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tarifgebundenen Unternehmen im Durchschnitt 17 
Prozent mehr Gehalt, mehr Urlaub und mehr Weih­
nachtsgeld erhalten als Fahrer*innen in nicht tarifge­
bundenen Unternehmen.27

4.2 	 GEWERKSCHAFTLICHE ORGANISIERUNG

Für die Branche ist die Gewerkschaft ver.di zustän­
dig. Der Fachbereich „Postdienste, Speditionen und 
Logistik“ vertritt auch Berufskraftfahrer*innen.28 Die 
bundesweit 14 „Kraftfahrerkreise“ (KFK) sind Gruppen 
gewerkschaftlich organisierter Berufskraftfahrer*in­
nen, die mit den regional verantwortlichen Gewerk­
schaftssekretär*innen von ver.di zusammenarbeiten. 
Entsendete Berufskraftfahrer*innen im internationa­
len Straßenverkehr sind, wenn überhaupt, Mitglieder 
einer Gewerkschaft im Heimatland und tendieren 
dazu, sich im Fall eines Rechtsstreits eher dort Unter­
stützung zu suchen als in Deutschland.29

5. EU-RECHT: MOBILITY PACKAGE

Wesentliche Bestimmungen im internationalen 
Straßenverkehr sind auf EU-Gesetze zurückzufüh­
ren. Hierzu zählen die Verordnung (EU) Nr. 561/2006 
zur Harmonisierung bestimmter Sozialvorschrif­
ten im Straßenverkehr und die Verordnung (EU) Nr. 
165/2014 hinsichtlich der Positionsbestimmung 
mittels Fahrtenschreiber. Sie wurden im Rahmen 
des Mobilitätspakets durch die Verordnung (EU) Nr. 
2020/1054 hinsichtlich der Mindestanforderungen 
an die maximalen täglichen und wöchentlichen 
Lenkzeiten, Mindestfahrtunterbrechungen, tägli­
chen und wöchentlichen Ruhezeiten angepasst.

Mit dem Mobilitätspaket wurde ein Bündel an Refor­
men verabschiedet, die die Arbeitsbedingungen von 
Kraftfahrer*innen regeln und bestehende Verord­
nungen verändern.30 Hierzu zählen auch

•	 die Verordnung (EU) Nr. 2020/1055 zur Änderung 
der Verordnungen (EG) Nr. 1071/2009, (EG) Nr. 
1072/2009 und (EU) Nr. 2020/1024 im Hinblick 
auf ihre Anpassung an die Entwicklungen im 
Kraftverkehrssektor

•	 und die Richtlinie (EU) 2020/1057.

Einige Änderungen traten bereits im September 
2020 in Kraft. Andere, wie die Umsetzung der Ent­
senderegeln für Lkw-Fahrer*innen, müssen von den 
EU-Mitgliedsstaaten noch in nationales Recht umge­
setzt werden.

Die wichtigsten Neuerungen:

g	 Fahrer*innen dürfen ihre wöchentliche Ruhezeit 
nicht mehr im Lkw verbringen.

g	Fahrer*innen haben das Recht zur Rückkehr zum 
Standort des Unternehmens für eine Wochen­
ruhezeit von mindestens 45 Stunden inner­
halb eines Zeitraums von vier Wochen. Das  
Verkehrsunternehmen muss die Arbeit der  
Fahrer*innen entsprechend planen und doku­
mentieren sowie die Unterlagen auf Verlangen 
vorlegen.

g	Die Fahrzeuge müssen spätestens nach acht 
Wochen an den Firmensitz zurückkehren.

g	Spätestens bis Ende 2024 sollen Lkws mit 
Smart-Tachographen nachgerüstet werden. 
Diese zeichnen die Be- und Entladungsorte, 
Grenzübertritte, Lenk- und Ruhezeiten auf und 
erleichtern die Kontrolle.

g	Auch Kleintransporter ab 2,8 Tonnen Gesamt­
gewicht müssen im internationalen Verkehr 
spätestens bis 2026 mit Smart-Tachographen 
ausgestattet sein. Ab 2022 fallen sie unter die  
Kabotage-Regeln.�
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